
Anlage 6 zur GRDrs 750/2010 
Stellenschaffung
im Vorgriff auf den Stellenplan 2012
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	320 0402 xxx

	Amt für öffentliche Ordnung

	EG 8

	
	Sachbearbeiter/in
	2,0

	-

	29.106



1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die unbefristete Schaffung von 2,0 Stellen in EG 8 TVöD für das Amt für öffentliche Ordnung, Abteilung Einwohnerangelegenheiten, Dienststelle Bürgerbüros.
2.
Schaffungskriterien

In der GRDrs 420/2010 wurde der Gemeinderat über die Einführung des elektronischen Personalausweises und dem damit verbundenen Personalbedarf in Höhe von 5 Stellen informiert. Durch die geplante Vereinfachung des Lohnsteuerkartenverfahrens ab 01.01.2011 kann eine Personalkapazität in der Größenordnung von zwei Stellen für die Bearbeitung des neuen Personalausweises eingesetzt und auf den Bedarf von 5 Stellen angerechnet werden. Die Beantragung des rechnerischen Bedarfs von 1 Stelle wird aufgrund der noch nicht exakt berechenbaren Bedarfslage und der noch nicht bekannten Entwicklung zurückgestellt. Die zusätzlich benötigten zwei Stellen werden über Gebührenmehreinnahmen finanziert, ohne dass sich der bisherige Kostendeckungsgrad verschlechtert (73% der Personalkosten sind über Gebühreneinnahmen finanziert).

3.
Bedarf

3.1 Anlass
Der Gesetzgeber hat die Einführung eines elektronischen Personalausweises zum 01.11.2010 beschlossen. Die neue Dokumentengeneration wird die herkömmlichen Anwendungen des Ausweises um elektronische Funktionen ergänzen. Die Daten, die heute optisch vom Dokument ablesbar sind, sollen zukünftig zusätzlich in einem Ausweis-Chip gespeichert werden, der darüber hinaus auch noch zusätzliche Funktionen bietet (sicheres Reisedokument, Ausweis im Internet und elektr. Signatur).
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die durchschnittliche mittlere Bearbeitungszeit bis zur Ausgabe beträgt derzeit knapp 8 Minuten.

Durch die zwingend erforderlichen neuen Arbeitsschritte ist künftig mit einem zusätzlichen Zeitaufwand in der Größenordnung von 10 Minuten und damit mehr als einer Verdopplung der Bearbeitungszeit zu rechnen. Die Gesamtbearbeitungszeit von 18 Minuten bis zur Ausgabe wurde von den kommunalen Spitzengremien gegenüber dem Bundesinnenministerium kommuniziert und ist als Berechnungsgrundlage anerkannt. 
Zusätzliche Bearbeitungszeiten müssen für den künftigen Änderungs- und Sperrdienst sowie für damit zusammenhängende Beratungen einkalkuliert werden. Diese Dienstleistungen können über die Dauer der Laufzeit der Personalausweise auch mehrfach anfallen. Zwar kann der Mehraufwand derzeit noch nicht quantifiziert werden, doch lassen die vom Bundesinnenministerium bekanntgegebenen Eckwerte einen weiteren Anstieg des Gesamtaufwands erwarten. 

Die Geschäftszahlen im Personalausweisbereich haben sich dabei wie folgt entwickelt:

2007
2008 1)
2009
2010 Hochrechnung 
20112) Prognose
44.934
54.310
59.786
55.300
53.009

1)
Rechtsänderung 2007 mit der Folge, dass Kinderausweise nicht mehr verlängert werden konnten

2)
Auswertung aus dem Passregister über 2011 konkret ablaufende und daher zu ersetzende Personalausweise. Für die Ermittlung des zusätzlichen Personalbedarfs wurde eine gerundete Fallzahl von 50.000 Fällen pro Jahr angesetzt.
3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bei Personalausweisen handelt es sich um Pflichtaufgaben nach Weisung. Der Bund hat die einzelnen Voraussetzungen und Verfahrensschritte per Gesetz bzw. Verordnung im Detail geregelt; Handlungsspielräume in der Ablauforganisation bestehen daher nicht. Eine Ablehnung wirkt sich daher direkt auf die Servicequalität (z.B. Wartezeiten) im Bereich der Bürgerbüros und somit auf die Zufriedenheit der Einwohner aus.
4. Stellenvermerke

       keine
1

